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„Es ist enttäuschend, dass die Große Koaliti-
on im bisherigen Fahrwasser der Politik wei-
terschwimmen will“, kritisierte Chris-toph 
Eikenbusch vom Diözesan-Caritasverband 
Paderborn. „Konkrete Aussagen zur Ver-
besserung der Lebenslagen von Armut be-
drohter Kinder sind in den bisherigen Ver-
einbarungen und Absichtserklärungen nicht 
zu finden.“ Auch die im Rahmen des Bil-
dungs- und Teilhabepakets forcierte Schul-
sozialarbeit werde nicht weiterentwickelt 
oder finanziell auf tragfähige Beine gestellt. 
Eine Studie des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts (WSI) in der 
Hans-Böckler-Stiftung belegt, dass knapp 
2,45 Millionen Kinder und Jugendliche in 
Deutschland in Haushalten leben, die von 
Armut bedroht sind. Das entspricht einem 
Anteil von 18,9 Prozent an allen Kindern. 
„Selbst der Regierungsbezirk Detmold, 
wo doch sonst die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse in Ordnung zu sein scheinen, 
weist eine Armutsgefährdungsquote von  

Kinderarmut stärker bekämpfen
Mit konkreten Vorschlägen hat die Caritas auf aktuelle Studien zur steigenden Ar-
mutsgefährdung von Kindern und jungen Menschen in Deutschland reagiert. Zur 
nachhaltigen Verbesserung der Situation gehörten unter anderem eine Überarbeitung 
des Bildungs- und Teilhabepakets sowie eine Erhöhung der Hartz-IV-Regelsätze. 

Politik muss auf flächendeckende Armutsgefährdung endlich reagieren

17,6 Prozent auf“, erklärte Eikenbusch. „Der 
Regierungsbezirk Arnsberg ist in NRW und 
den angrenzenden Bundesländern mit 24,3 
Prozent gar Spitzenreiter.“ Angesichts die-
ser flächendeckenden Armutsgefährdung 
sei die Politik gefordert, die gesellschaftliche 
Teilhabe von jungen Menschen zu verbes-
sern. „Letztendlich gewährleisten sie die Zu-
kunftssicherheit unseres Staates“, betonte 
Eikenbusch. 
Neben einer Verbesserung der finanziellen 
Situation von Kindern und Familien sei es 
auch notwendig, „mit der verbreiteten Igno-
ranz gegenüber Menschen in Not und Krisen 
Schluss zu machen“, forderte Eikenbusch. 
„Stammtischparolen und die Frage nach der 
Schuld an der persönlichen Situation füh-
ren dazu, dass sich Armut weiter versteckt.“ 
Viele Familien sähen sich gezwungen, ihre 
finanziellen Probleme zu verstecken, um 
weiterhin gesellschaftlich akzeptiert zu sein. 
„Sich zu erkennen zu geben bedeutet häu-
fig, in eine Tretmühle zu geraten, wo Bevor-
mundung und Besserwisserei entmündigend 
wirken“, sagte Christoph Eikenbusch und 
forderte von der Gesellschaft „Sensibilität 
und die Bereitschaft, eigene Vorurteile zu 
hinterfragen“. 
Alarmierend nannte die Caritas in der 
Diözese Münster die Armutsquote von 
22,4 Prozent bei Kindern für den Regie-
rungsbezirk Münster. Diese liege fast vier 
Prozent über dem bundesweiten Durch-
schnitt. Kinderarmut zeigt sich nach den 
Erfahrungen der Caritas an vielen Auffäl-
ligkeiten: von der Einschränkung bei Essen 
und Kleidung bis zur verzögerten Schullauf-
bahn und zu Schwierigkeiten beim Über-
gang in den Beruf. b

M. L. (cpm/cpd)

Die Caritas im Erzbistum Köln hat 
Kritik am Finanzierungskonzept für 
die geplante Rentenreform der Großen 
Koalition geübt.
Verbesserungen für die Älteren bela-
steten die junge Generation erheblich, 
warnte Diözesan-Caritasdirektor Frank 
J. Hensel. „Hier werden Lasten ein-
fach und wesentlich auf die künftigen 
Beitragszahler geschoben“, sagte er. 
Arbeits- und Sozialministerin Andrea 
Nahles (SPD) hatte verbesserte Müt-
terrenten und die abschlagsfreie Rente 
ab 63 vorgeschlagen. Zur Finanzierung 
würden die Rentenbeiträge der nach-
folgenden Generationen herangezogen, 
warnte die Caritas. Es gebe aber auch 
die Möglichkeit, diese Solidarleistung 
wenigstens in nennenswerten Teilen 
aus Steuermitteln zu finanzieren, sagte 
Diözesan-Caritasdirektor Hensel.  
Er forderte im Sinne der Generatio-
nengerechtigkeit mehr Unterstützung 
für junge Familien, etwa bei den Frü-
hen Hilfen und der offenen Ganztags-
grundschule. In NRW habe jede vierte 
Schwangere nicht einmal genug Geld für 
die Baby-Erstausstattung. „Die Große 
Koalition muss bei ihren Rentenplänen 
auch die heranwachsenden Familien ins 
Auge fassen und darf deren Belastungen 
nicht zum Problem einer nächsten Ge-
neration machen“, forderte Hensel. Das 
Rentenpaket soll nach Schätzungen bis 
2030 rund 160 Milliarden Euro kosten. b 

Kritik am Rentenpaket der  
Großen Koalition
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Energiearmut vermeiden
NRW-Caritas fordert soziale Gestaltung der Energiewende
Die Caritas in NRW fordert weitere Anstrengungen bei der Bekämpfung von „Energie-
armut“. „Die Energiewende wird nur gelingen, wenn es gelingt, sie sozial gerecht zu 
gestalten“, sagte der Sprecher der nordrhein-westfälischen Diözesan-Caritasdirek-
toren, Heinz-Josef Kessmann, auf einer Fachtagung in Düsseldorf. Steigende Strom- 
und Energiekosten belasteten vor allem Menschen, die an oder schon unter der Ar-
mutsschwelle lebten, warnte er. 

„Das Beheizen der Wohnung stellt Ar-
mutsgefährdete weit häufiger vor finanzi-
elle Probleme als den Rest der Bevölke-
rung“, betonte der Diözesan-Caritasdi-
rektor. Bei einer aktuellen Untersuchung 
hätten 17 Prozent der Armutsgefährdeten 
erklärt, aus finanziellen Gründen ihre Un-
terkunft nicht angemessen warm halten zu 
können. Unter den nicht Armutsgefähr-
deten seien es nur drei Prozent, berichtete 
Kessmann. Zwölf Prozent der Armutsge-
fährdeten waren den Angaben zufolge mit 
der Begleichung ihrer Energierechnung 
gegenüber den Versorgungsbetrieben in 
Zahlungsverzug. Der nordrhein-westfä-
lische Umwelt- und Verbraucherminister 
Johannes Remmel (Grüne) forderte auf der 
Veranstaltung ein Ende der Stromsperren 
bei Energieschulden. „120000 Stromabschal-
tungen hat es gegeben, das ist für unsere 
Gesellschaft unwürdig“, sagte der Minister. 
Remmel warb für den Einsatz von Prepaid-
Zählern und für einen frühzeitigen Infor-
mationsaustausch zwischen Sozialämtern, 
Energieversorgern und Sozialverbänden, 
„um Stromsperren zu vermeiden“.
Der Stromspar-Check der Caritas sei „ein 
wichtiges Präventionsangebot für Menschen, 
die durch stetig steigende Stromkosten und 
Energieschulden von Armut bedroht sind“, 
sagte Caritasdirektor Kessmann. In Nord-
rhein-Westfalen habe die Caritas mehr als 
50 ehemals langzeitarbeitslose Frauen und 
Männer zu Stromsparhelfern qualifiziert, 
die in fünf ausgewählten Städten bis 2015 
mehr als 6000 einkommensarmen Haushal-
ten beim Energiesparen helfen. 
„Damit ist der Stromspar-Check nicht nur 
eine vorbildliche Symbiose von Sozialpo-
litik und Klimaschutz, sondern auch eine 
wirksame Hilfe zur Integration durch Ar-
beit“, sagte Kessmann. Er appellierte an die 
Energieversorger und die Kommunen, mehr 
qualifizierte Langzeitarbeitslose als „Ser-
viceberater für Energie- und Wasserspar-

technik“ anzustellen. Die Caritas sei hier 
auf die Bundespolitik und die Mitwirkung 
des nordrhein-westfälischen Arbeitsministe-
riums angewiesen, aber auch auf die Unter-
stützung der örtlichen Jobcenter.
„Vom gesunkenen Energieverbrauch pro-
fitieren auch die Kommunen, die bei den 
Kosten der Unterkunft für Bezieher von Ar-
beitslosengeld II mit jedem Check 250 Euro 
jährlich einsparen“, unterstrich Kessmann. 
Minister Remmel sagte, er könne sich ei-
nen Fonds vorstellen, in den die Energi-
eunternehmen zur Umsetzung der euro-
päischen Energieeffizienzrichtlinie jährlich 
1,5 Prozent ihres Umsatzes einzahlten. Aus 
diesem Fonds könnten auch Energiespar-
Maßnahmen in privaten Haushalten finan-
ziert werden. „Die Ergebnisse der Projekte 
zum Stromspar-Check können sich ja sehen 
lassen“, lobte Remmel.

Beim Stromspar-Check der Caritas beraten 
Stromsparhelfer – meist ehemalige Lang-
zeitarbeitslose, die qualifiziert wurden – di-
rekt die Haushalte von Arbeitslosengeld-II-
Empfängern. Jeder Haushalt spart bei die-
sem Stromspar-Check durchschnittlich 162 
Euro an Energie- und Wasserkosten im Jahr. 
Vom gesunkenen Energieverbrauch profi-
tieren auch die Kommunen bei den Kosten 
der Unterkunft.
Die aufsuchende Energieberatung der Cari-
tas in NRW ist eine Säule des Kooperations-
projekts „NRW bekämpft Energiearmut“, 
das zusammen mit der Energieschulden-
beratung der Verbraucherzentrale NRW 
vom Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz gefördert wird. Das Projekt wird an 
den fünf Modellstandorten Aachen, Bo-
chum, Dortmund, Köln und Krefeld durch-
geführt. b

Die Konditionen für die Wohnungs-
bauförderung in NRW sollen sich in 
diesem Jahr weiter verbessern. Die 
Caritas begrüßte die Ankündigung des  
NRW-Bauministeriums.
Dieses beabsichtigt, die Förderbeträge 
anzuheben, Zinsen auf bis zu null Pro-
zent zu senken und Mieten weniger stark 
zu erhöhen. Für die Caritas im Erzbis-
tum Köln ist das ein Schritt in die richtige 
Richtung. Frank J. Hensel, Diözesan-
Caritasdirektor und Vorsitzender des 
Arbeitskreises „Wohnungssicherung und 
soziale Brennpunkte“ der Öffentlichen 
und Freien Wohlfahrtspflege, befürwor-
tet die aktuellen Entwicklungen: „Wir 
sehen einige unserer Forderungen auf-
gegriffen und freuen uns, dass dadurch 
wieder mehr bezahlbarer Wohnraum für 
Menschen mit geringem Einkommen 
unterstützt wird. Das ist ein Hoffnungs-
schimmer für alle, die auf dem freien 
Wohnungsmarkt keine Chance haben.“ 
Wichtig sei nun, dass vor allem mehr 
kleine Wohnungen für Single-Haushalte 
entständen und gefördert würden. „Da-
ran mangelt es weiterhin überall“, erklär-
te Hensel. b

Caritas begrüßt verbesserte 
Wohnungsbauförderung

Hoffnungsschimmer

Vor der beeindruckenden Kulisse eines Sonnenun-
tergangs über dem Rhein und der Stadtsilhouette 

von Düsseldorf diskutierten NRW-Umweltminister 
Johannes Remmel (Grüne) und Diözesan-

Caritasdirektor Heinz-Josef Kessmann (r.) über 
Energiearmut. Foto: Lahrmann
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Neues Rettungsgesetz gefordert

Münster – Um neun Euro steigt der Re-
gelsatz für alleinstehende ALG-II-Emp-
fänger am Jahresbeginn. Erforderlich 
wären aber nach Berechnung der Caritas 
63 Euro mehr, um das Existenzminimum 
zu gewährleisten. „Die neue Bundesre-
gierung muss den Regelsatz endlich neu 
berechnen“, fordert deshalb Diözesan-
Caritasdirektor Heinz-Josef Kessmann. 
Problematisch sei vor allem, das die ge-
stiegenen Stromkosten nicht ausreichend 
berücksichtigt würden. Außerdem blei-
be kein Geld übrig, dass für anfallende 
Reparaturen und die Neubeschaffung 
von Haushaltsgeräten angespart werden 
müsse. 
Bei der vom Bundesverfassungsgericht 
geforderten Neuberechnung des Re-
gelsatzes habe die alte Regierung „ge-
trickst“, kritisiert Kessmann. Als Grund-
lage seien die 15 Prozent der Haushalte 
mit den niedrigsten Einkommen zugrun-
de gelegt und damit die Basis willkür-
lich verringert worden. Die Caritas hat 
entsprechend der Wertung des Gerichts 
die Einkommensgruppe der unteren 
20 Prozent genommen. 
Beim Stromverbrauch ist der tatsäch-

Caritas: Neun Euro sind zu wenig

Köln – Die Malteser in NRW haben die 
Ausnahmeregelungen zum europäischen 
Vergaberecht begrüßt und die NRW-
Landesregierung aufgefordert, „endlich 
das novellierte Rettungsgesetz“ auf den 
Weg zu bringen. Es gehe um neue Richt-
linien zur Auftrags- und Konzessions-
vergabe „und damit um nicht mehr oder 
weniger als um die Zukunft der Hilfs-
organisationen im Rettungsdienst“, so 
Malteser-Landesgeschäftsführer Oliver 
Mirring. Rettungsdienst sei eine Leis-
tung der Daseinsvorsorge und dürfe nicht 
mit allgemeinen Bereichen des Beschaf-
fungswesens gleichgesetzt werden, hieß 
es. „Die Entwicklung der letzten zehn 
Jahre im Rettungsdienst in Zeiten klam-
mer Kassen, dass der billigste Anbieter 
gewinnt, kann jetzt gestoppt werden“, 
ist Mirring überzeugt. Dies gelte für 
öffentliche Aufträge und Konzessionen 
gleichermaßen. Der Rettungsdienst in 
Deutschland sei Teil eines Gesamtsys-
tems aus Zivil-, Katastrophenschutz und 
alltäglicher Gefahrenabwehr. b

liche Verbrauch von Empfängern der 
Grundsicherung ermittelt worden. Der 
liegt, weil das Geld für neue, energiespa-
rende Geräte fehlt, häufig relativ hoch. 
Der im Regelbedarf eingerechnete An-
teil „reicht dafür nicht aus“, sagt Kess-
mann. Außerdem seien die Steigerungen 
des Strompreises in den letzten Jahren 
nicht ausreichend berücksichtigt. b

LAG: Neuer Vorsitzender

Wuppertal/Münster – Ludger Jutkeit (r.), 
Vorstand des DRK-Landesverbands 
Westfalen-Lippe, ist neuer Vorsitzen-
der der Arbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege (LAG) Nordrhein-
Westfalen. Turnusgemäß übernahm er 
das Amt von Hermann Zaum, Landes-
geschäftsführer des Paritätischen NRW. 
Die Mitgliederversammlung der LAG 

Caritas startet Projekt gegen Internet- und Onlinespielsucht bei Kids

werden ignoriert. Folgen sind Schulausfälle, 
Noten verschlechtern sich massiv, der Freun-
deskreis verabschiedet sich nach und nach. 
„Oft tritt diese Abhängigkeit nicht allein auf, 
sondern in Kombination mit Depressionen 
oder Angstzuständen, die die Flucht in vir-
tuelle Welten begünstigen“, erklärt Susanne 
Schulte, die das Projekt „2.0 Exit“ betreut. 
„Was von beidem zuerst da war, lässt sich 
dann oft nur schwer herausfinden.“
Hoher Medienkonsum bei geringer Medi-
enkompetenz begünstigt das Risiko einer 
Internetabhängigkeit. Besonders anfällig 
für die Internetabhängigkeit sind männliche 
Jugendliche, die Umbruchsituationen nicht 
gut bewältigen, wie bei gebrochenen Schul-
karrieren und somit geringen Chancen, ei-
nen Ausbildungsplatz zu finden. Exzessiver 

Mit dem Projekt „2.0 Exit“ will die Ca-
ritas in Essen jungen Menschen helfen, 
ihre Smartphone- und Internetabhän-
gigkeit zu bekämpfen. Eine bundesweite 
Studie zur Internetsucht rechnet mit 
250000 Abhängigen und 1,4 Millionen 
sogenannten problematischen Nutzern 
allein in der besonders betroffenen Al-
tersgruppe der 14- bis 24-Jährigen.
 Problematisch ist Internetnutzung, wenn 
Jugendliche und junge Erwachsene die 
Kontrolle über ihre Nutzungszeiten ver-
lieren und andere Aktivitäten wie Schule, 
den Kontakt zu Freunden und Hobbys ein-
schränken. Der Übergang zur Abhängigkeit 
ist fließend. Betroffene verlieren (dann) das 
Körper- und Zeitgefühl, der Tag-Nacht-
Rhythmus geht verloren, Rückenschmerzen 

Internetkonsum verhindert, diese und an-
dere krisenhaften Umbruchsituationen zu 
meistern. Mit diesen Jugendlichen werden 
im Beratungsprozess alternative Freizeitge-
staltungen zur Internetnutzung entwickelt.
Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
erhalten durch „Caritas 2.0 Exit“ Unter-
stützung und professionelle Beratung in 
Fragen der Mediennutzung. Schwerpunkte 
bilden hier die Entwicklung von Medien-
kompetenzen und Informationen zum Me-
dienkonsum. Die Caritas Essen ist damit 
bundesweit eine der wenigen Familien- und 
Erziehungsberatungsstellen, die eine solche 
spezielle Beratung anbieten. 
Das Projekt richtet sich besonders an Fa-
milien und junge Menschen, die von Armut 
bedroht oder betroffen sind. Finanziert wird 
das Projekt durch eine großzügige Förde-
rung der Aktion Lichtblicke und durch Ein-
satz von Eigenmitteln. b

Raus aus der Handy-Sucht

hatte Jutkeit für die Jahre 2014 und 2015 
zu ihrem Vorsitzenden gewählt. b

M. L.
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„Wahnsinn“ lässt sich stoppen  
Haftungsrechtlich ist Reduzierung des Dokumentationsumfangs in der 
Pflege möglich / Praxiserfahrungen in Sozialstation

Der „Dokumentationswahnsinn“ in der Pflege lässt sich stoppen. „Haftungsrechtlich 
besteht keine Notwendigkeit, Pflegedokumentationen immer ausführlicher zu ge-
stalten“, erklärte Peter Frings, Justiziar des Diözesan-Caritasverbandes Münster. Er 
ist Mitglied einer juristischen Expertengruppe im Praxistest „Effizienzsteigerung der 
Pflegedokumentation“, den die Ombudsfrau für die Entbürokratisierung der Pflege im 
Bundesgesundheitsministerium angestoßen hat.  
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Praktische Erfahrungen bestätigen die 
Vorteile vereinfachter Pflegedokumenta-
tionen. Der VICA Ambulante Pflege im 
Kreis Coesfeld ist es modellhaft gelungen, 
den Dokumentationsumfang in der Pflege 
von 78 auf 18 Seiten zu reduzieren. Auch die 
Sozialstation der Caritas Datteln berichtet 
von einem großen Zeitgewinn durch weni-
ger umfangreiche Datenblätter. Die Caritas 
unterstützt nachdrücklich die Initiative der 
Ombudsfrau zur Verringerung des Doku-
mentationsaufwands: „Gerade durch die 
MDK-Prüfungen in der Pflege ist der Um-
fang noch einmal so gesteigert worden, dass 
die Praxis nahezu gelähmt ist“, sagt Domka-
pitular Dr. Klaus Winterkamp, Vorsitzender 
des Diözesan-Caritasverbandes Münster. 
Eine Reduzierung des Dokumentationsauf-

wands würde die Pflegemitarbeiter „deut-
lich entlasten, und diese Zeitersparnis käme 
den Pflegebedürftigen unmittelbar zugute“, 
betonte Winterkamp. Dass Qualität auch 
mit weniger Bürokratie gesichert werden 
könne, zeigten ebenso die Erfahrungen aus 
dem Projekt „Ergebnisqualität Münster“, 
in dem die Altenheime ein alternatives 
Prüfverfahren zum „Pflege-TÜV“ testen. 
„Viele Pflegekräfte warten sehnlichst da-
rauf, endlich wieder mehr Freiraum für die 
Arbeit am Menschen zu bekommen“, sagt 
Winterkamp. Es sei deshalb zu hoffen, dass 
der Gesetzgeber die Ideen der Juristen und 
die Ergebnisse des Projekts der Ombudsfrau 
zeitnah aufgreife. 
Auch bei der Caritas im Kreis Soest hat man 
sich Gedanken gemacht, wie Bürokratie 

abzubauen wäre, um zugunsten der Pati-
enten mehr Zeit zu haben. Es sei nicht hilf-
reich, „Formular-Angebote von Firmen zu 
übernehmen und unkritisch einzuführen“, 
sagt Caritas-Vorstand Peter Wawrik. Die 
Caritas Alten- und Krankenhilfe im Kreis 
Soest habe die Pflegedokumentation deut-
lich verringert und einfache „Ausfüllhilfen“ 
für die Mitarbeiter entwickelt. b M. L.

Mehr Informationen: www.sh-rente.de
info@sh-rente.de · Tel.: 0221 46015-0
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jederzeitige Beitragsflexibilität

Allein den Mitglieder interessen 
verpflichtetes Unternehmen

Tarife ohne Abschluss provision 
und dadurch hohe Vertragsguthaben 
ab dem ersten Beitrag

Gemeinsam 
Zukunft 
sichern!

Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit Nur für Mitarbeiter von

Kirche und Caritas und 

deren Angehörige!
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